
Hier steckt schon ein Hinweis auf die feindlichen 
Kräfte, die sich jeder demokratischen Entwicklung ent­
gegenstellen werden — ein Hinweis, der den großen 
Lehren Lenins entspricht.

Nach 1945 ist von den verschiedensten Seiten auf die 
Versuche, die Bodenreform zu sabotieren, hingewiesen 
worden. Welche besondere praktische Anleitung die 
sowjetische Besatzungsmacht aus ihrer eigenen revolu­
tionären Erfahrung den ersten Schritten der demokra­
tischen Kräfte geben konnte, wird in dem Befehl des 
Chefs der Verwaltung der Sowjetischen Militär-Admini­
stration an die Provinzial-Verwaltung Brandenburg 
vom 11. September 1945 deutlich:

„Im Zusammenhang mit der Durchführung der 
Bodenreform sind Fälle denkbar, wo konfisziertes 
Eigentum und landwirtschaftliches Inventar ge­
raubt werden könnte. Ich weise darauf hin, daß der 
Vorsitzende des Oberlandesgerichts, die Richter, der 
Generalstaatsanwalt und die Mitarbeiter in der 
Staatsanwaltschaft energische_ Maßnahmen gegen 
solche Verbrechen ergreifen.“5)

Hier sind die aus der Entwicklung der Sowjetunion be­
kannten typischen Formen von Sabotage der Bodenreform 
gekennzeichnet, wie sie sich dann auch verwirklichten. 
Ein solcher Fall liegt — nach Jahren schließlich richtig 
erkannt — der Entscheidung des Obersten Gerichts vom
1. Juni 19516) zugrunde. Der Sachverhalt jener Ent­
scheidung stellt genau die Störungsversuche gegen die 
Bodenreform fest, vor denen jener Befehl der So­
wjetischen Militär-Administration warnte. Die Ange­
klagte war Pächterin einer 150 ha großen Domäne, die 
bis 1945 als Eigentum des ehemaligen Herzogs von 
Sachsen-Altenburg betrachtet und im Zuge der Boden­
reform auf zehn Neubauern aufgeteilt worden war. 
Dabei erhielten die Angeklagte und eine Bekannte von 
ihr Neubauernstellen — beide erhielten auch das ehe­
malige Herrenhaus zugewiesen —, und es erhielten 
mehrere bisherige Gutsangestellte, darunter auch der 
bisherige Gutsverwalter, Neubauernstellen. Die ehe­
malige Domänenpächterin bildete nun mit diesen Neu­
bauern eine „Interessengemeinschaft“ unter ihrer Lei­
tung; die Bearbeitung des Landes erfolgte in der Form, 
daß der ehemalige Gutsverwalter die einzelnen Arbeiten 
einteilte und die früheren Gutsarbeiter nicht als selb­
ständige Neubauern, sondern in ihren alten Stellen als 
Traktorenführer, Kutscher, Knechte arbeiteten. Das 
Ganze wird gekennzeichnet durch Äußerungen der 
Angeklagten, wie: „Ihr werdet schon sehen, was ihr 
anrichtet, das bleibt doch nicht so mit der Bodenreform, 
es kommen auch wieder andere Zeiten, und dann wer­
det ihr geradestehen für das, was ihr gemacht habt“, 
und: „Ich werde darauf achten, daß alles, was zum Gut 
gehört, beieinander bleibt; denn ich weiß, daß es mit der 
Bodenreform anders kommt, und dann muß alles da 
sein, damit ich das Gut so herrichten kann, wie es ge­
wesen ist.“

Solche Versuche, wie der jener Angeklagten Müller, 
hat es sicher in ungezählten Mengen gegeben, ohne daß 
sie alle im einzelnen zur Anklage und gerichtlichen 
Verurteilung gekommen sind. Sie stellen aber typische 
Versuche dar, die Bodenreform gerade in ihren ersten 
Anfängen zu sabotieren, ihre Wirksamkeit zu ver­
hindern.

Neben jenen Machenschaften, die man nicht als 
Einzelfälle und isolierte Handlungen betrachten darf, 
da die Täter ja alle durch ihre klassenmäßige Verbun­
denheit von Dorf zu Dorf und von Kreis zu Kreis in 
Zusammenhang standen und zusammenwirkten, zeigte 
sich ein weiterer großer Komplex der Verbrechen, die 
sich gegen die Demokratisierung auf dem Lande richte­
ten, im Bereich der früheren Raiffeisen-Genossenschaften.

Diese Sabotageversuche an der Bodenreform wurden 
im Jahre 1950 von der Landeskommission für Staat­
liche Kontrolle in Mecklenburg aufgedeckt. (Es folgten 
weiter noch Aufdeckungen ähnlicher Verbrechen in 
Thüringen und anderen Ländern.) Hier war in großem 
Maße versucht worden, das Vermögen der Raiffeisen- 
Genossenschaften, in denen die Junker und Großgrund­
besitzer, versippt mit dem Bankkapital, die maßgebende 
Rolle gespielt hatten, diesen, den enteigneten, nach 
dem Westen gelaufenen Herren, zu erhalten.

5) VOBl. der Provinz Mark Brandenburg 1945/46 S. 16.
0) NJ 1951 S. 4G6.

Parallel mit der Bodenreform war zur Demokratisie­
rung der landwirtschaftlichen Genossenschaften am 
20. November 1945 ein Befehl der SMAD erlassen wor­
den, der die völlige Reorganisation des alten landwirt­
schaftlichen Genossenschaftswesens forderte, durch die 
der Einfluß der ehemaligen Großgrundbesitzer gebro­
chen und den Bauern eine wirksame Hilfe für die 
Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion ge­
sichert werden sollte. Insbesondere sollte das gesamte 
Vermögen der alten Raiffeisen-Genossenschaften in neu 
zu gründende Dorf- und Kreisgenossenschaften über­
führt werden. Man sabotierte die Gründung dieser 
neuen Genossenschaften; man lancierte ehemalige Groß­
grundbesitzer in den Aufsichtsrat des Zentralen Raiff­
eisen-Verbandes des Landes Mecklenburg; man ließ in 
einer großen Zahl von Kreisen Millionenwerte — 
Getreidesilos, Speicher, Lagerhallen — im Besitz der 
alten Genossenschaften und zwang, soweit Dorf- und 
Kreisgenossenschaften der werktätigen Bauern gegrün­
det worden waren,' diese, für jene Silos, Speicher usw. 
den enteigneten Großgrundbesitzern riesige Miet- und 
Pachtbeträge zu bezahlen. In den Depots des mit der 
Raiffeisen-Genossenschaft verflochtenen Bankunter­
nehmens „Pommernkasse“ wurden Wertpapiere von fast 
3.4 Millionen Mark verborgen gehalten. Man betrog die 
Bauern bei der Abnahme ihrer Produkte, man betrog 
das Land Brandenburg durch das Erschleichen von 
Subventionen, man hielt Verbindung mit westdeutschen 
und westberliner landwirtschaftlichen Großgrund­
besitzer-Genossenschaften, lieferte Unterlagen dorthin 
und erhielt von dort Instruktionen und Informationen. 
Es dauerte bis zum Jahre 1950, bis diese Machen­
schaften erkannt, aufgedeckt und mit dieser Sabotage 
der Entwicklung demokratischer Genossenschaften auf 
dem Lande Schluß gemacht wurde.

Die Bodenreform war der eine entscheidende Faktor 
für die Schaffung unserer neuen Basis, der andere war 
die Schaffung des Volkseigentums auf der Grundlage 
der Bestrafung und Enteignung der Nazi- und Kriegs­
verbrecher. Welche Versuche gemacht wurden, die Ent­
stehung unseres Volkseigentums zu verhindern, wurde 
zum ersten Male offenbar, als es der Zentralen Kon­
trollkommission sehr bald nach ihrer Gründung im 
Jahre 1948 gelang, die Verbrechen der Textilindustriel­
len von Glauchau-Meerane aufzudecken.

„Hier wird zum ersten Male in der Ostzone der 
Schleier von einer unterirdischen Wühlarbeit, von 
Sabotage- und Diversionsakten größten Umfangs 
weggezogen. Diese Herrschaften standen nicht al­
lein, sie standen in Verbindung mit den reaktionären 
Kräften Westdeutschlands und über diese mit den 
reaktionären Kräften des Weltimperialismus. Die 
Bereicherungsabsicht hatte nur untergeordnete Be­
deutung. Der politische Zweck, nämlich den Wieder­
aufbau der Friedenswirtschaft in der sowjetischen 
Zone zu verhindern und Unzufriedenheit unter der 
schaffenden Bevölkerung zu schaffen mit dem Ziel, 
die Ostzone für die „Befreiung“ sturmreif zu 
machen, ist klar erkennbar.“7)

Hier, in dem Zentrum der sächsischen Textilindustrie, 
hatten enteignete Textilindustrielle und solche, die ihre 
Enteignung verhindern und ihre private Stellung stär­
ken wollten, in großem Umfange Textilien verheimlicht, 
nach dem Westen verschoben, die privaten Betriebe 
gegenüber den neuen volkseigenen Betrieben durch 
ihre Agenten im Staatsapparat bevorzugen lassen und 
Verbindungen nach Westdeutschland und Westberlin 
unterhalten. Glauchau-Meerane war ein schwerer 
Schlag gegen die Agenten des Unternehmertums, und 
sie heulten, der Schwere dieses Schlages entsprechend, 
auf.

Jedoch standen die Verbrechen von Glauchau-Mee­
rane zu den Verbrechen des DCGG- und des Solvay- 
Komplexes etwa in dem gleichen Verhältnis, in dem 
auch der einflußreichste Textilindustrielle zu den Mono­
polkapitalisten der Energie- und Chemie-Konzerne 
steht. Reichten im Komplex Glauchau-Meerane die 
Fäden bis zu dem Textilkontor in Westberlin, so reich­
ten die Fäden der DCGG bis zu Harrimans oberschle­
sischen Konzerninteressen, und die Fäden der Solvays 
einerseits zur IG-Farben, andererseits zu den englischen

7) Aus dem Plädoyer des Staatsanwalts, zitiert bei Heinze in 
NJ 1940 S. 5 ft.
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